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Drucksache IV/ 349 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Arbeit 
(21. Ausschuß) 

über den von den Fraktionen der CDU/CSU, FDP 
eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Jugendarbeitsschutzgesetzes 

— Drucksache IV/121 — 


A. Bericht des Abgeordneten Ravens 


Der von den Fraktionen der CDU/CSU, FDP ein- 
gebrachte Gesetzentwurf wurde in der 9. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 17. Januar 1962 dem 
Ausschuß für Arbeit federführend, dem Ausschuß für 
Familien- und Jugendfragen und dem Rechtsaus- 
schuß zur Mitberatung überwiesen. 

Bereits Ende der 3. Wahlperiode war durch den 
Antrag der Fraktion der FDP betr. Entwurf eines Ge- 
setzes zur Änderung des Jugendarbeitsschutzgeset- 
zes — Drucksache 2728 — dem Bundestag das 
gleiche Anliegen vorgelegt und am 30. Mai 1961 an 
den Ausschuß für Arbeit überwiesen worden. Der 
damalige Antrag wurde aus zeitlichen Gründen je- 
doch nicht mehr erledigt. 

Der Ausschuß für Arbeit hat in seinen Sitzungen 
am 25. Januar, 15. Februar und 16. Marz 1962 den 
vorliegenden Gesetzentwurf beraten. In seiner Be- 
ratung am 25. Januar wurden im Ausschuß Beden- 
ken gegen den vorliegenden Antrag der CDU/CSU, 
FDP — Drucksache IV/121 — erhoben, da diese Vor- 
lage eine Schlechterstellung der Jugendlichen im 
Friseurhandwerk beinhalte. Der Ausschuß einigte 
sich, den mitberatenden Ausschüssen als Beratungs- 
ergebnis vorzuschlagen, daß Jugendliche im Friseur- 
handwerk nur dann an allen Sonnabendnachmitta- 
gen beschäftigt werden dürfen, wenn sichergestellt 
ist, daß sie am ganzen Montag der gleichen oder der 
folgenden Woche von der Arbeit freigestellt sind 
und auch kein Berufsschulunterricht stattfindet. 
Wenn die Jugendlichen wie bisher an 2 Sonnabend- 
nachmittagen im Monat frei haben, sollte es bei der 
alten Regelung bleiben. 

Der Ausschuß für Familien- und Jugendfragen 
schloß sich in seiner Sitzung am 1. Februar 1962 die- 


ser Auffassung an, empfahl aber dem Ausschuß für 
Arbeit mit Mehrheit, bei seinen weiteren Beratun- 
gen auch weitere Änderungswünsche hinsichtlich 
ihrer Einbeziehung in die Novelle zu überprüfen. 

Der Ausschuß für Arbeit konnte in seiner Sitzung 
am 15. Februar 1962 der letztgenannten Empfehlung 
nicht folgen, insbesondere lehnte er es mit Mehrheit 
ab, in § 10 Abs. 4 des Jugendarbeitsschutzgesetzes 
die Worte „täglich und" zu streichen, da vor einer 
größeren Novellierung zunächst weitere Erfahrun- 
gen mit dem Gesetz gesammelt werden sollten. In 
der weiteren Beratung stellte der Vorsitzende eine 
neue Fassung des Antrages zur Diskussion, nach der 
die Jugendlichen im Friseurhandwerk an allen Sonn- 
abendnachmittagen beschäftigt werden können, wenn 
sie montags bis 13 Uhr keinen Berufsschulunterricht 
haben und bis 13 Uhr von der Arbeit freigestellt 
werden. 

Diese Fassung wurde mit 14 : 1 : 10 Stimmen an- 
genommen und dem Rechtsausschuß zur Mitberatung 
zugewiesen. 

Der Rechtsausschuß hat den Gesetzentwurf in sei- 
ner Sitzung am 27. Februar 1962 beraten. Er regte 
an, die Beschlußfassung des Ausschusses für Arbeit, 
die am 15. Februar 1962 erfolgt war, erneut zu über- 
prüfen, weil nach seiner Ansicht der Grundsatz der 
Rechtsklarheit verletzt sei und weil den Jugend- 
lichen im Friseurhandwerk, wenn der Betrieb sonn- 
abends bis 18 Uhr geöffnet ist, mit Rücksicht auf die 
Bestimmung des § 18 Abs. 2 des Ladenschlußgeset- 
zes keine Ausgleichszeit gewährt werde. 

Der Ausschuß für Arbeit konnte in seiner Sitzung 
am 16. März 1962 den Argumenten des Rechtsaus- 
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Schusses nicht folgen. Im wesentlichen war für ihn ; Der Hinweis auf § 18 Abs. 2 des Ladenschlußgeset- 
die Frage zu entscheiden, ob bei einer Beschäftigung j zes wurde nicht als stichhaltig angesehen, 
der Jugendlichen im Frieseurhandwerk an allen Die Minderhe it des Ausschusses beantragte dem- 
Sonnabendnachmittagen ein freier Montagvormittag j gegenüber, bei einer Beschäftigung der Jugendlichen 
bis 13 Uhr ein hinreichender Ausgleich für die Be- ] an allen Sonnabendnachmittagen als Ausgleich den 
schäftigung am Sonnabendnachmittag ist und den ■ ganzen Montag freizustellen. Es wurde geltend ge- 
Jugendlichen damit ein verlängertes Wochenende \ macht, daß nach § 18 Abs. 2 des Ladenschlußgesetzes 
gewährt wird. j die Friseurbetriebe, wenn sie sonnabends bis 18 Uhr 

, . : geöffnet sind, am Montag bis 13 Uhr geschlossen 

Die Mehrheit des Ausschusses hat diese Frage mit sein müßten. Eine Freistellung von der Beschäfti- 
10.8 Stimmen bejaht. Es wurde dabei berücksich- gung montags bis 13 Uhr bedeute also keinen Frei- 
tigt, daß die Jugendlichen am Sonnabendnachmittag zeitausgleich, da den Jugendlichen diese Freizeit be- 
4 Stunden beschäftigt würden und dafür am Montag- reits von Gesetzes wegen nach dem Ladenschluß- 
vormittag bis 13 Uhr 5 Stunden Freizeit erhielten. gesetz zustehe. 


Bonn, den 26. März 1962 


Ravens 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache IV/121 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 26. März 1962 


Der Ausschuß für Arbeit 

Scheppmann Ravens 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von den Fraktionen der CDU/CSU, FDP 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des 
Jugendarbeitsschutzgesetzes 

— Drucksache IV/ 121 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Arbeit 
(21. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Jugendarbeitsschutzgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Gesetz zum Schutze der arbeitenden Jugend 
(Jugendarbeitsschutzgesetz) vom 9. August 1960 
(Bundesgesetzbl. I S. 665) wird wie folgt geändert: 

1. Dem § 17 wird folgender neuer Absatz 5 an- 
gefügt: 

„(5) Im Friseurhandwerk dürfen Jugendliche 
an allen Samstagnachmittagen beschäftigt wer- 
den. Jugendliche, die am Samstagnachmittag be- 
schäftigt werden, sind am Montag derselben 
oder der folgenden Woche ab 13 Uhr von der 
Arbeit fr eizustellen/ 4 


2. In § 67 Abs. 1 Nr. 1 werden hinter die Worte 
„§ 17 Abs. 4“ die Worte „oder Abs. 5" eingefügt. 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Beschlüsse des 21, Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Jugendarbeitsschutzgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Gesetz zum Schutze der arbeitenden Jugend 
(Jugendarbeitsschutzgesetz) vom 9. August 1960 
(Bundesgesetzbl. I S. 665) wird wie folgt geändert: 

1. Dem § 17 wird folgender Absatz 3 a eingefügt: 

„(3 a) Im Friseurhandwerk dürfen Jugendliche 
an allen Samstagnachmittagen beschäftigt wer- 
den, wenn sie am Montag derselben oder der 
folgenden Woche bis 13 Uhr von der Arbeit frei- 
gestellt werden und am Montagvormittag keinen 
Berufs Schulunterricht haben. Bleiben in einem 
Monat mindestens zwei Samstagnachmittage be- 
schäftigungsfrei, so findet Absatz 4 Anwendung." 

2, In § 67 Abs. 1 Nr. 1 werden zwischen die Worte 
„§ 17 Abs.“ und die Zahl „4“ die Worte „3 a und" 
eingefügt. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 3 
unverändert 
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